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Satzung
über die Betreuung von Kindern in  den Tageseinrichtung/en für Kinder
in der Gemeinde Guxhagen (Benutzungssatzung)

Aufgrund der §§ 25, 26, 27, 31 des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuchs (HKJGB) vom 18. Dezember 2006 (GVBl. I S. 698, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. April 2018 (GVBl. S. 69)  und der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der  Fassung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 247), §§ 1-6 des Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom 24. März 2013 (GVBl. S. 134), geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2015 (GVBl. S. 618) sowie §§ 22, 22a, 90 des Achten Buchs Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022, zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 10 G v. 4. November 2016, BGBl. I 2460) hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Guxhagen am  26.06.2019 die folgende Satzung beschlossen:      
Satzung über die Betreuung von Kindern
 in den/der  Tageseinrichtung/en für Kinder in der Gemeinde Guxhagen
(Benutzungssatzung)

§ 1
Träger und Rechtsform
(1) Die Gemeinde Guxhagen unterhält die Tageseinrichtungen für Kinder als öffentliche Einrichtungen. Durch ihre Inanspruchnahme nach Maßgabe dieser Satzung entsteht ein öffentlich-rechtliches Benutzungsverhältnis.

(2) In  den Tageseinrichtungen für Kinder werden betreut:
1. Kinder vom 1.  bis zum vollendeten 3. Lebensjahr in Kinderkrippen bzw. Krippengruppen oder altersübergreifenden Gruppen.  Sollte ein vorzeitiger Platzbedarf in Krippengruppen notwendig werden, müssen gegebenenfalls Kinder auch vor der Vollendung des 3. Lebensjahres in eine altersübergreifende Gruppe wechseln.
2. Kinder  vom 2. Lebensjahr bis zum Schuleintritt in Kindergartengruppen oder altersübergreifenden Gruppen 

§ 2
Aufgaben

(1) Die  Tageseinrichtungen für Kinder  haben gemäß § 26 HKJGB  einen eigenständigen Bildungs- und Erziehungsauftrag zu erfüllen. Die Erziehung des Kindes in der Familie wird ergänzt und unterstützt und die Gesamtentwicklung des Kindes durch allgemeine und gezielte Bildungs- und Erziehungsangebote gefördert. Aufgabe der Tageseinrichtungen für Kinder ist  insbesondere durch differenzierte Erziehungsarbeit die geistige, seelische und körperliche Entwicklung des Kindes anzuregen, seine Gemeinschaftsfähigkeit zu fördern und allen Kindern gleiche Entwicklungschancen zu geben. 

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben nach § 26 HKJGB sollen die pädagogischen Fachkräfte mit den Erziehungsberechtigten und den anderen an der Bildung und Erziehung des Kindes beteiligten Institutionen und Tagespflegepersonen partnerschaftlich zusammenarbeiten.

(3) Die Tageseinrichtungen verfügen über schriftlich niedergelegte pädagogische Konzeptionen; sie werden bei Bedarf fortgeschrieben.

§ 3
Kreis der Berechtigten

(1) Die  Tageseinrichtungen für Kinder stehen grundsätzlich allen Kindern, die in der Gemeinde Guxhagen ihre Hauptwohnung i.S. des Melderechts haben, 
1. vom vollendeten 1. Lebensjahr an bis zum vollendeten 3. Lebensjahr (Krippenkinder)   und 
2. vom vollendeten 2. Lebensjahr an bis zur Einschulung (Kindergartenkinder).   
offen. 

(2) Ein Rechtsanspruch gegen die Gemeinde Guxhagen auf Aufnahme eines Kindes insbesondere auf Aufnahme in einer bestimmten Kindertageseinrichtung besteht nicht.

§ 4
Aufnahmeantrag

(1) Die Entscheidung über die Aufnahme erfolgt auf Antrag der Erziehungsberechtigten. Die Aufnahme erfolgt nach schriftlicher Anmeldung bei der Gemeindeverwaltung. Über die Aufnahme wird gemäß Satzung durch einen schriftlichen Bescheid der Gemeinde entschieden. Mit der Anmeldung werden von den Personensorgeberechtigten diese Satzung und die Kostenbeitragssatzung anerkannt.

(2) Eine Aufnahme kann nur erfolgen, wenn die Personensorgeberechtigten schriftlich bestätigen, dass sie die Belehrung des Robert-Koch-Instituts nach § 34 Abs. 5 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes zur Kenntnis genommen haben; § 8 bleibt unberührt.

§ 5
Aufnahmekriterien

(1) Die Aufnahme erfolgt nach dem Eingang der schriftlichen Anträge nach § 4 Abs. 1 gemäß dem Alter des Kindes in der jeweiligen Altersgruppe nach § 3 Abs. 1. Dabei wird das ältere Kind vor dem jüngeren Kind der jeweiligen Altersgruppe berücksichtigt, soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen nichts anderes ergibt.

(2) Bevorzugt aufgenommen werden zunächst Kinder, die aus besonderen sozialen und pädagogischen Gründen der Förderung und Betreuung bedürfen. Danach werden entsprechend § 24 SGB VIII bevorzugt die Kinder berufstätiger und in beruflicher 
Aus-, Fort- und Weiterbildung befindlicher Erziehungsberechtigter aufgenommen, die aus diesem Grund auf einen Betreuungsplatz angewiesen sind, wenn die Berufstätigkeit, das Ausbildungsverhältnis und Studium durch entsprechende schriftliche Bescheinigung des Arbeitgebers, Ausbildungsträgers oder Hochschule nachgewiesen wird.

(3) Geschwister von Kindern, die bereits in der Kindertagesstätte aufgenommen wurden, können bevorzugt in derselben Einrichtung aufgenommen werden, wenn die Plätze nicht von aus anderen Gründen bevorzugt aufzunehmenden Kindern (nach Abs. 2) beansprucht werden. 

(4) Die Ganztagsplätze und/oder die Plätze mit Mittagsbetreuung werden vorrangig an Kinder vergeben, deren Personensorgeberechtigte berufstätig sind und/oder die Voraussetzungen gemäß Abs. 2 erfüllen, insbesondere wenn es sich dabei um Alleinerziehende handelt.  Die regelmäßige Berufstätigkeit oder Ausbildung über den Nachmittag ist auf Verlangen durch schriftliche Bestätigung nachzuweisen.

(5) Kinder, die an ansteckenden Krankheiten leiden, werden nicht aufgenommen.  Kinder, die wegen ihrer körperlichen oder geistigen Beeinträchtigung einer Sonderbetreuung bedürfen können nur aufgenommen werden, wenn dem individuellen Förderbedarf des Kindes entsprochen werden kann und die organisatorischen, personellen und sächlichen Voraussetzungen dafür vorliegen. Im Zweifel entscheiden die zuständigen Fachbehörden.

(6) Ortsfremde Kinder können  grds. nur in die Tageseinrichtungen für Kinder  aufgenommen werden, wenn und solange freie Kapazitäten vorhanden sind. 

(7) Kindern, die in der Gemeinde Guxhagen ihren 2. Wohnsitz haben, stehen die Kindertagesstätten nur dann offen, wenn ausreichend Plätze vorhanden sind. 

(8) Wenn die amtlich festgelegte Höchstbelegung der Tageseinrichtungen für Kinder  erreicht ist, können weitere Aufnahmen erst nach Freiwerden von Plätzen erfolgen. 

§ 6
Betreuungszeiten

(1) Die Tageseinrichtungen für Kinder sind an Werktagen montags bis freitags  geöffnet. Die Öffnungzeiten der Kindertagesstätten, die zwischen 7.00 Uhr und 17.00 Uhr liegen können, werden durch den Gemeindevorstand festgesetzt und öffentlich bekannt gemacht. 

(2) Die Betreuung der Kindertagesstättenkinder, der Kinder in den altersübergreifenden Gruppen und in den Kinderkrippen nach 12.30 Uhr erfolgt nur, wenn eine ausreichende Anzahl von Kindern angemeldet ist, hierüber entscheidet der Gemeindevorstand.
(3) Ein Rechtsanspruch auf eine bestimmte Betreuungszeit besteht nicht. 

(4) Ganztagsplätze und eine Mittagsbetreuung mit Verpflegung werden nur im Rahmen der vorhandenen Platzkapazitäten angeboten. Wenn keine freien Plätze mehr vorhanden sind, kann eine Vergabe erst nach dem Freiwerden von Plätzen erfolgen; § 5 Abs. 6 gilt entsprechend. 

(5) Die Tageseinrichtung für Kinder kann aus folgenden Gründen und in folgenden Zeiträumen geschlossen werden: 
a) während der gesetzlich festgesetzten Sommerferien in Hessen für die letzten 	3 Wochen,
b) in der Zeit zwischen Weihnachten und Neujahr, ggf. darüber hinaus, sowie an 	Brücken-/beweglichen Ferientagen.
c) wegen Streiks, Fortbildungsmaßnahmen des Personals, Betriebsausflug, bei 	bestehenden Gesundheitsgefährdungen, höherer Gewalt und vergleichbaren 	Gründen.
d) für zwei Desinfektionstage pro Jahr
e) bei krankheitsbedingten Personalausfällen kann das Betreuungsangebot 	eingeschränkt werden. Grundlage ist der jeweils gültige Notfallstufenplan.
	Die Schließzeiten werden vom Gemeindevorstand festgesetzt.	

(6) Die Kostenbeiträge sind während der Schließungszeiten weiter zu zahlen. Es gibt auch für unerwartete Schließungen z.B. wegen Streiks keinen Rückerstattungsanspruch. 

(7) Bekanntgaben bezüglich der jeweiligen Schließungszeiten erfolgen zeitnah durch Elternbriefe, durch Aushang in den Tageseinrichtungen für Kinder, in den Guxhagener Nachrichten und auf der Homepage der Gemeinde.

(8) Innerhalb der letzten drei Monate vor den Sommerferien und vor der Einschulung eines Kindes kann eine Veränderung der Betreuungszeit nur in begründeten Fällen erfolgen. Über die Ausnahmen entscheidet die Leitung der jeweiligen Kindertageseinrichtung im Einvernehmen mit der Gemeindeverwaltung bzw. dem Gemeindevorstand.

(9) Der Erwerb von zusätzlichen Betreuungszeiten ist bei einem kurzfristigen Bedarf an max. 5 Tagen in der Woche möglich. Die zusätzliche Gebühr wird durch den Gemeindevorstand festgelegt. Die Notwendigkeit des kurzfristigen Bedarfs ist auf Anforderung nachzuweisen. 

§ 7
Gesundheitliche Voraussetzungen für die Aufnahme

(1) Zum Schutz aller Kinder und des Personals ist zu belegen, dass gegen die Aufnahme in die Tageseinrichtung keine gesundheitlichen Bedenken bestehen. Dies kann insbesondere durch Vorlage des Impfausweises und des Vorsorgeuntersuchungsheftes geschehen, wenn aus diesem hervorgeht, dass die Früherkennungsuntersuchungen altersgemäß erfolgt sind oder durch Vorlage eines ärztlichen Attests, für dessen Kosten die Personensorgeberechtigten aufzukommen haben. 

(2) Der aktuelle Impfstatus (§ 2 des Kindergesundheitsschutzgesetzes) ist vor der Aufnahme in die Tageseinrichtung für Kinder vorzulegen.

(3) Durch Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung (nicht älter als 2 Wochen) ist nachzuweisen, dass das Kind frei von ansteckenden Krankheiten ist.

(4) Kinder aus Familien, in denen ansteckende Krankheiten vorkommen, dürfen die Tageseinrichtungen für Kinder nur besuchen, wenn eine ärztliche Unbedenklichkeitsbescheinigung vorgelegt wird.

(5) Kinder, die unter Fieber, Schmerzen, starkem Husten oder sichtbaren Unwohlsein leiden, so dass die Teilnahme am Gruppengeschehen eine zusätzliche Belastung für sie sein würde, dürfen die Tageseinrichtung nicht nutzen.

(6) Bei ansteckenden Krankheiten gilt die Wiederzulassungstabelle für Gemeinschaftseinrichtungen des Gesundheitsamtes des Landkreises.


§ 8
Beförderung

(1)	Die Beförderung der Kinder zu den Kindertagesstätten und von dort nach Hause ist ausschließlich Angelegenheit der Personensorgeberechtigten.

(2)	Der zur Zeit vorhandene Beförderungsdienst stellt eine rein freiwillige Leistung der Gemeinde Guxhagen dar und kann jederzeit eingeschränkt oder aufgehoben werden. Diese Regelung gilt ausschließlich für Kinder ab dem vollendeten 3. Lebensjahr.   


§ 9
Pflichten der Personensorgeberechtigten

(1) Die Kinder sollen die Tageseinrichtung für Kinder regelmäßig und pünktlich innerhalb der angegebenen Betreuungszeit besuchen. Sie sollen bis spätestens 9.00 Uhr, der Witterung entsprechend gekleidet eintreffen und am Ende der vereinbarten Betreuungszeit pünktlich abgeholt werden. Jede weitere angefangene Stunde, die über die angemeldete Betreuungszeit hinausgeht, wird gesondert in Rechnung gestellt. Die zusätzliche Gebühr wird durch den Gemeindevorstand festgelegt.   

(2) Die Personensorgeberechtigten übergeben die Kinder zu Beginn der Betreuungszeit dem Personal der Tageseinrichtung für Kinder und holen sie bis zur Beendigung der Betreuungszeit beim Personal  in der Tageseinrichtung für Kinder pünktlich wieder ab. 

(3) Die notwendigen Bekleidungsstücke und Körperpflegeutensilien für den täglichen Gebrauch sind mitzubringen.

(4) Die Aufsichtspflicht des Personals beginnt mit der Übernahme der Kinder im Gebäude  der Tageseinrichtung für Kinder und endet mit der Übernahme der Kinder durch die Personensorgeberechtigten oder abholberechtigte Personen. Gleiches gilt für Kinder, die mit schriftlicher Erlaubnis allein die Einrichtung verlassen dürfen.

(5)  Die Personensorgeberechtigten erklären bei der Aufnahme des Kindes in die Tageseinrichtung für Kinder  schriftlich, wer außer ihnen zur Abholung des Kindes berechtigt ist. Diese Erklärung kann widerrufen werden. Es besteht keine Verpflichtung, die Kinder durch das Betreuungspersonal nach Hause zu bringen. Die Gemeinde Guxhagen (Kindertagesstättenpersonal) ist nicht verpflichtet, ihr zugegangene Erklärungen, Bescheinigungen auf ihre Echtheit und ihren Wahrheitsgehalt zu überprüfen.

(6) Bei Verdacht oder Auftreten bestimmter ansteckender Krankheiten beim Kind oder in der Familie des Kindes (§ 34 Infektionsschutzgesetz) sind die Personensorgeberechtigten zu unverzüglicher Mitteilung an die Tageseinrichtung für Kinder verpflichtet. Die entsprechenden Krankheiten sowie daraus folgende Verpflichtungen ergeben sich aus dem Merkblatt nach § 4 Abs. 3.

(7) Wenn Kinder aus  krankheitsbedingten oder sonstigen Gründen die Tageseinrichtungen für Kinder nicht besuchen können, sind sie von den Personensorgeberechtigten unverzüglich am gleichen Tag unter Angabe der vermutlichen Fehlzeit in der Tageseinrichtung für Kinder als abwesend zu melden. 

(8) Wird von Mitarbeiter/innen der Tageseinrichtung für Kinder  eine Erkrankung oder Verletzung eines Kindes festgestellt, sind die Personensorgeberechtigten nach entsprechender  Benachrichtigung verpflichtet, das Kind unverzüglich abzuholen.


§ 10
Pflichten der Leitung der Tageseinrichtung

(1) Die Leitung der Tageseinrichtung für Kinder steht den Personensorgeberechtigten auf Wunsch nach terminlicher Vereinbarung zu Gesprächen zur Verfügung.  

(2) Die Leitung der Tageseinrichtung für Kinder erfüllt die Pflichten nach § 34 Abs. 6 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes.

(3) Die dafür notwendige Unterrichtung der Personensorgeberechtigten hat ebenfalls in geeigneter Form durch die Leitung der Tageseinrichtung für Kinder zu erfolgen. 

(4) Die Leitung der Tageseinrichtung für Kinder veranlasst unverzüglich, die bei einem Unfall oder Notfall des Kindes notwendige ärztliche Hilfe.



§ 11
Frühstück/Mittagstisch

(1)	In den Tageseinrichtungen für Kinder kann täglich ein gemeinsames Frühstück oder ein freies Frühstück angeboten werden. Die Entscheidung darüber treffen die Leitungen der Tageseinrichtungen jeweils für ihre Einrichtung nach Anhörung des Elternbeirates.
	Die Teilnahme am gemeinsamen Frühstück ist verbindlich. Der Einkauf für das gemeinsame Frühstück erfolgt durch das Personal der Tageseinrichtung. Die Kosten werden durch Pauschalen, die der Gemeindevorstand festlegt, abgegolten.
	Wird ein freies Frühstück angeboten, sollen die Kinder ein gesundes, den modernen ernährungswissenschaftlichen Erkenntnissen entsprechendes Frühstück mitbringen.

(2)	In den Tageseinrichtungen für Kinder wird täglich ein Mittagstisch angeboten. Die Teilnahme am Mittagstisch kann für den ganzen Monat als auch für einzelne Wochen/Tage gebucht werden. Die Buchung der täglichen Inanspruchnahme (Pauschale) muss bis zum 20. des Vormonats in der Tageseinrichtung erfolgen. Bei einzelner Teilnahme am Mittagstisch muss die Buchung bis zum Dienstag der Vorwoche in der Tageseinrichtung erfolgen.
		Die Abrechnung der Monatsbuchung erfolgt durch Pauschalen, bei Wochen- bzw. 	Tagesbuchungen erfolgt eine Einzelabrechnung, die einen Aufschlag für den 	erhöhten Verwaltungsaufwand enthält. Die Abmeldung vom Essen bei 	Einzelbuchungen muss bis 8.00 Uhr in der Tageseinrichtung bekannt sein, 	ansonsten wird das Entgelt für das gebuchte Essen fällig.
		Eine Kündigung der täglichen Inanspruchnahme des Mittagstisches (Pauschale) muss 	bis zum 20. des Vormonats in der Tageseinrichtung erfolgen.  
	

§ 12
Kostenbeiträge

	Für die Betreuung in  der Tageseinrichtung für Kinder wird von den 	Personensorgeberechtigten bzw. den gesetzlichen Vertretern der Kinder ein 	Kostenbeitrag nach Maßgabe der jeweils gültigen 	Kostenbeitragssatzung zu dieser 	Satzung erhoben.


§ 13
Anmeldung, Abmeldung, Ummeldung

(1) Anmeldungen, Abmeldungen und Ummeldungen (Betreuungszeiten) sollen bis zum 20. eines jeden Monats erfolgen und werden am 01. des darauf folgenden Kalendermonats wirksam. Anträge auf Anmeldungen, Abmeldungen und Ummeldungen sind schriftlich der Gemeindeverwaltung mitzuteilen. Vor Aufnahme in die Tageseinrichtung für Kinder kann das Kind auf Antrag an „Schnupperstunden“ mit einem Personensorgeberechtigten unter Absprache mit der/dem Erzieher/in teilnehmen. Die maßgebliche Betreuungszeit dafür wird durch das pädagogische Personal der jeweiligen Einrichtung festgelegt.
	Mit der Aufnahme des Kindes in die Tageseinrichtung beginnt die Eingewöhnungszeit, die von einem Personensorgeberechtigten oder einer Vertrauensperson begleitet werden muss. (Weitere Informationen sind aus den Konzeptionen der Tageseinrichtungen für Kinder zu entnehmen).

(2) Bei Fristversäumnis ist der Kostenbeitrag für einen weiteren Monat zu zahlen.

(3) Wird die Satzung nicht eingehalten oder entsteht durch das Verhalten des Kindes eine für den Betrieb der Tageseinrichtung für Kinder unzumutbare Belastung, so kann das Kind vom weiteren Besuch der Tageseinrichtung für Kinder ausgeschlossen werden. Die Entscheidung hierüber trifft der Gemeindevorstand auf Antrag der Leitung der Tageseinrichtung für Kinder und nachgewiesener Anhörung der Personensorgeberechtigten. Der Ausschluss gilt als Abmeldung.

(4) Sofern Kinder mehrere Male oder ununterbrochen mehr als zwei Wochen ohne Begründung vom Besuch der Tageseinrichtung für Kinder  fernbleiben, können sie nach einer schriftlichen Mahnung  durch Bescheid gegenüber den Personensorgeberechtigten vom weiteren Besuch ausgeschlossen werden. Für eine Neuanmeldung gilt § 3 Abs. 2 dieser Satzung.

(5) Werden die Kostenbeiträge zweimal nicht ordnungsgemäß bezahlt, so erlischt das Anrecht auf den bisher eingenommenen Platz mit der Bekanntgabe durch Bescheid gegenüber den Personensorgeberechtigten.



§ 14
Schutzauftrag

	Im Rahmen der Aufsichtspflicht nimmt das pädagogische Personal der Tageseinrichtungen für Kinder den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdungen gemäß § 8a des Sozialgesetzbuches, Achtes Buch (SGB VIII) in der jeweils gültigen Fassung wahr.


§ 15
Aufsichtspflicht, Heimwegserklärung

(1)	Die Aufsichtspflicht des Einrichtungsträgers beginnt mit der Übernahme des Kindes durch das pädagogische Personal im Gebäude der Tageseinrichtung und endet mit der Übernahme der Kinder durch die Personensorgeberechtigten oder abholberechtigte Personen.

(2)	Auf dem Weg zur Tageseinrichtung sowie auf dem Heimweg obliegt die Pflicht zur Aufsicht den Personensorgeberechtigten.

(3)	Gestatten die Personensorgeberechtigte, dass ihr Kind den Hin- und Heimweg allein oder ohne Begleitung einer erwachsenen Person antritt, ist eine schriftliche Erklärung gegenüber der Leitung der Tageseinrichtung erforderlich mit der Versicherung, dass ihr Kind oder/und die gegebenenfalls minderjährige Abholperson diese Aufsichtspflicht selbstständig erfüllen kann.

(4)	Eine entsprechende Mitteilung der Personensorgeberechtigten ist auch dann erforderlich, wenn das Kind die Einrichtung vorzeitig verlassen soll. 

(5)	Ist das pädagogische Personal der Ansicht, dass ein Kind nicht in der Lage ist, den Heimweg allein oder in Begleitung einer minderjährigen Abholperson anzutreten, darf das pädagogische Personal das Kind auch bei geleisteter schriftlicher Einverständnis der Personensorgeberechtigten nicht nach Hause schicken. 

(6)	Bei Fehlen einer solchen Erklärung wird das Kind ebenfalls nicht der fremden Person übergeben.

(7)	Die pädagogischen Fachkräfte sind nicht verpflichtet, Erklärungen auf ihre Echtheit zu prüfen.

§ 16                
Gespeicherte Daten	    

(1) Für die Bearbeitung des Antrages auf Aufnahme in die Tageseinrichtung für Kinder sowie für die Erhebung der Kostenbeiträge für die Inanspruchnahme der Tageseinrichtung für Kinder werden folgende personenbezogene Daten in automatisierten Dateien gespeichert:
a) Allgemeine Daten: 
		sowie weitere zur kassenmäßigen Abwicklung erforderlichen Daten, 
b) Kostenbeitrag:
		Berechnungsgrundlagen, Daten für Ermäßigungen
c) Rechtsgrundlage:
		Hessische Gemeindeordnung (HGO), Kommunalabgabengesetz (KAG), 	Hessisches Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch (HKJGB), Hessisches Daten	schutzgesetz (HDSG),  diese Satzung.

(2) Die Löschung der Daten erfolgt zwei Jahre nach dem Verlassen der Tageseinrichtung für Kinder durch die Gemeindeverwaltung.

(3) Durch die Bekanntmachung dieser Satzung werden die betroffenen Personensorgeberechtigten gem. § 18 Abs. 2 HSDG über die Aufnahme der in Abs. 1 genannten Daten in automatisierte Dateien unterrichtet. 




§ 17
Elternversammlungen
(1) 	Die Personensorgeberechtigten jeder Gruppe der die Kindertagesstätte besuchenden Kinder bilden die Elternversammlung. Personensorgeberechtigten in diesem Sinne sind die Eltern oder die Personen, denen an Stelle der Eltern die Erziehung eines Kindes obliegt.
(2)	Wahlberechtigte sind die geschäftsfähigen Personensorgeberechtigten. Wählbar sind alle Wahlberechtigten. Nicht wählbar ist jedoch, wer infolge Richterspruch die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, nicht besitzt. Mitglieder des Gemeindevorstandes der Gemeinde Guxhagen einerseits und Kindertagesstättenpersonal andererseits sind in der Kindertagesstätte, in der sie tätig sind, nicht wählbar.
(3)	Die Personensorgeberechtigten eines Kindes haben zusammen nur eine Stimme.
(4) 	Abstimmungen sind offen, auf Verlangen eines Fünftels der anwesenden stimmberechtigten Personensorgeberechtigten jedoch geheim.
(5)	Beschlüsse der Elternversammlung werden mit den Stimmen der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Personensorgeberechtigten gefasst.
(6) 	Die Elternversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der wahl- und stimmberechtigten Personensorgeberechtigten anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist eine zweite Versammlung nach Ablauf einer Woche einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden wahl- und stimmberechtigten Personensorgeberechtigten beschlussfähig ist

§ 18
Einberufung
(1)	Die Leitung der Kindertagesstätte hat einmal im Jahr in jeder Gruppe eine Elternversammlung zwecks Wahl eines Elternbeirates einzuberufen, und zwar bis spätestens zwei Monate nach Beginn des Kindertagesstättenjahres. Unabhängig davon ist eine Elternversammlung einzuberufen, wenn dies mindestens die Hälfte der wahl- und stimmberechtigten Personensorgeberechtigten schriftlich gegenüber der Leitung der Kindertagesstätte fordert.
(2) 	Die Einberufung erfolgt mindestens 14 Tage vor dem Tag der Elternversammlung schriftlich.
(3) 	Der Träger bzw. die Leitung der Kindertagesstätte informiert die Elternversammlungen über die der Kindertagesstätte betreffenden allgemeinen Fragen.


§ 19
Wahl und Zusammensetzung des Gruppenelternbeirates und des Kindertagesstättenelternbeirates 
(1) 	Die Elternversammlungen der Gruppen wählen aus ihrer Mitte für die Dauer eines Jahres in geheimer Wahl einen Elternbeirat. Dieser besteht aus einem/einer wählbaren Personensorgeberechtigten als Vorsitzender/Vorsitzendem und mindestens einem Stellvertreter/einer Stellvertreterin für jede in der Kindertagesstätte vorhandene Gruppe (Gruppenelternbeirat).
(2) 	Wahlberechtigte können ihr Stimmrecht nur persönlich ausüben. Abwesende Wahlberechtigte sind nur dann wählbar, wenn sie sich zuvor schriftlich zur Annahme der Wahl bereiterklärt haben. Wahlberechtigte, die für die Wahl zum Elternbeirat kandidieren oder dem zur Durchführung der Wahl gebildeten Wahlausschuss angehören, verlieren nicht ihr Stimmrecht.
(3) 	Der Wahlausschuss besteht aus dem/der Wahlleiter/in und dem/der Schriftführer/in. Die Bestellung der Mitglieder des Wahlausschusses erfolgt nach Zuruf durch Beschluss gem. § 2 Abs. 5. Erziehungsberechtigte, die für die Wahl zum Elternbeirat kandidieren, können nicht Mitglied des Wahlausschusses sein.
(4) 	Der Wahlausschuss stellt die Wahlberechtigung der Wähler/innen und die Wählbarkeit der Kandidaten/Kandidatinnen anhand einer ihm vom Träger der Kindertagesstätte aufgestellten Liste der Personensorgeberechtigten fest.
(5) 	Der/Die Wahlleiter/in gibt die Wahlvorschläge in alphabetischer Reihenfolge bekannt und stellt fest, ob die Vorgeschlagenen die Kandidatur annehmen. Vor Beginn der Wahlhandlung kann eine Aussprache über die Wahlvorschläge erfolgen. Den Kandidaten/ Kandidatinnen ist Gelegenheit zur Vorstellung, den Wahlberechtigten zur Befragung der Kandidaten/Kandidatinnen zu geben.
(6) 	Die Wahlen erfolgen in getrennten Wahlgängen. Gewählt ist, wer die meisten gültigen Stimmen auf sich vereinigt. Stimmzettel ohne Namen gelten als Stimmenthaltung. Ungültig sind Stimmzettel, aus denen der Wille des/der Wählers/ Wählerin nicht klar erkennbar ist, die einen Vorbehalt enthalten oder mit einem Kennzeichen versehen sind.
(7) 	Zwischen Bewerbern/Bewerberinnen, welche dieselbe Stimmenzahl erhalten haben, findet eine Stichwahl statt. Ergibt sich bei der Stichwahl wieder Stimmengleichheit, so entscheidet das von dem/der Wahlleiter/in im Anschluss an die Stichwahl zu ziehende Los.
(8) 	Bei jedem Wahlgang dürfen nur einheitliche Stimmzettel verwendet werden. Nach Abschluss der Auszählung gibt der/die Wahlleiter/in das Wahlergebnis bekannt und fragt die Gewählten, ob sie das Amt annehmen.
(9) 	Über das Ergebnis der Wahl ist eine Niederschrift anzufertigen.
Diese muss enthalten:
1. Bezeichnung der Wahl,
2. Ort und Zeit der Wahl,
3. Anzahl aller Wahlberechtigten,
4. Namen der anwesenden Wahlberechtigten,
5. Anzahl der verteilten Stimmzettel,
6. Anzahl der für jeden/jede Bewerber/in abgegebenen gültigen Stimmen,
7. Anzahl der ungültigen Stimmen,
8. Anzahl der Stimmenthaltungen,
9. Name des gewählten Elternbeiratsmitgliedes,
10. Name des stellvertretenden Elternbeiratsmitgliedes.
Die Wahlniederschrift ist von dem/der Wahlleiter/in dem/der Schriftführer/in zu unterzeichnen. Sie kann von jedem/jeder Wahlberechtigten innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach der Wahl eingesehen werden.
(10) Wahlunterlagen, wie Stimmzettel, Wahlniederschriften usw. sind von dem Elternbeirat aufzubewahren, auf den sich die Wahl bezogen hat. Die Wahlunterlagen sind nach der nächsten Wahl der gleichen Art zu vernichten.
(11) Die Vorsitzenden und Stellvertreter der Gruppenelternbeiräte der Kindertagesstätte bilden den Kindertagesstättenelternbeirat.
(12) Die Amtszeit der Mitglieder der Elternbeiräte beginnt mit ihrer Wahl. Als Elternbeiratsmitglied scheidet aus, wer die Wählbarkeit für sein Amt verliert, von seinem Amt zurücktritt oder gemäß § 19 Abs. 2 ausgeschlossen wird

§ 20
Sachkosten, Verschwiegenheit, Aufsichts- und Weisungsbefugnisse
(1)	Den Elternbeiräten sind für ihre Veranstaltungen vom Träger der Kindertagesstätte Räume kostenlos zur Verfügung zu stellen. Die Sachkosten übernimmt der Träger in angemessenem Umfang.
(2) 	Die Mitglieder der Elternbeiräte haben über die ihnen bei ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten auch nach Beendigung ihrer Wahlzeit Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für offenkundige Tatsachen und Angelegenheiten, die ihrer Bedeutung nach keiner vertraulichen Behandlung bedürfen. Verstößt ein Mitglied eines Elternbeirates vorsätzlich oder fahrlässig gegen die ihm obliegende Verschwiegenheitspflicht, so kann die Elternversammlung auf Antrag der übrigen Elternbeiratsmitglieder oder des Trägers der Kindertagesstätte seinen Ausschluss aus dem Elternbeirat beschließen.
(3) 	Aufsichts- und Weisungsbefugnisse gegenüber dem Träger und dem Personal der Kindertagesstätte stehen den Elternbeiräten nicht zu. Die Rechte und Pflichten des Trägers und des Personals der Kindertagesstätte bleiben unberührt.

§ 21
Geschäftsführung des Elternbeirates
(1) 	Die Elternbeiräte fassen ihre Beschlüsse mit den Stimmen der Mehrheit der Anwesenden. Die Kindertagesstättenelternbeiräte wählen aus ihrer Mitte mit einfacher Mehrheit eine/n Vorsitzende/n. Der/die Vorsitzende vertreten ihre Elternbeiräte im Rahmen der von diesen gefassten Beschlüssen.
(2) 	Sitzungen der Elternbeiräte beraumen die Vorsitzenden an, sie setzen die Tagesordnung fest und leiten die Verhandlung. Sie haben die Mitglieder der jeweiligen Elternbeiräte zu den Sitzungen rechtzeitig zu laden und ihnen die Tagesordnung mitzuteilen. Die Leiterinnen/Leiter der Kindertagesstätte sollen an den Sitzungen der jeweiligen Kindertagesstättenelternbeiräte teilnehmen. 
(3) 	Die Sitzungen der Elternbeiräte sind nicht öffentlich.

§ 22
Aufgaben der Elternbeiräte
(1) 	Die Elternbeiräte beraten im Rahmen der jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen und Richtlinien über alle Fragen, welche die Kindertagesstätte angehen. Sie vertreten die Interessen der Erziehungsberechtigten gegenüber dem Träger.
 (2) 	Die jeweiligen Kindertagesstättenelternbeiräte müssen gehört werden: 
· bei der Änderung, Ausweitung oder Einschränkung der Zweckbestimmung der Kindertagesstätten,
· bei der Planung baulicher Maßnahmen und der Beschaffung von höherwertigem Inventar,
· bei der Festlegung der Öffnungszeiten unter Berücksichtigung der arbeitsrechtlichen Bestimmungen für das Personal.

§ 23
Zusammenarbeit zwischen Träger und Kindertagesstättenelternbeirat
Der Träger hat gegenüber dem Kindertagesstättenelternbeirat zur Wahrung dessen Anhörungsrechts die Pflicht zur frühzeitigen und umfassenden Information. Soweit im Einzelfall der Kindertagesstättenelternbeirat eine andere Auffassung als der Träger vertritt, ist dem für die endgültige Entscheidung zuständigen Beschlussgremium der Gemeinde Guxhagen die schriftliche Stellungnahme des Kindertagesstättenelternbeirates vorzulegen.


§ 24
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.08.2019 in Kraft. 

Sie wird hiermit ausgefertigt.


Guxhagen, den 27.06.2019


Der Gemeindevorstand
der Gemeinde Guxhagen


gez.
Slawik
Bürgermeister




